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Delegiertenversammlung, 24. April 2024 – Lohnschutz 

Löhne und Arbeitsbedingungen schützen – flankierende Massnahmen 
stärken und ausbauen  
 
Die Schweiz hat fast die höchsten Löhne und die weitaus höchsten Lebenshaltungskosten Europas. Deshalb 
haben Gewerkschaften und Berufsverbände vor 20 Jahren mit den flankierenden Massnahmen ein wirksames 
Instrument zum Schutz der orts-, berufs- und branchenüblichen Löhne und vor den negativen Auswirkungen 
der Personenfreizügigkeit durchgesetzt. Die tripartiten Kommissionen in den Kantonen können dadurch die Ein-
haltung der orts-, berufs- und branchenüblichen Löhne kontrollieren, zudem können Gesamtarbeitsverträge ver-
einfacht allgemeinverbindlich erklärt und Normalarbeitsverträge erlassen werden. Mit den Regelungen für Ent-
sendebetriebe und den intensiven Kontrollen werden Unterbietungen der orts-, berufs- und branchenüblichen 
Löhne und Arbeitsbedingungen in diesem Bereich stark eingeschränkt. Zudem konnte seit 2004 über den ver-
mehrten Abschluss von allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen der Schutz der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen gestärkt werden. Diese Massnahmen waren angesichts der neuen Situation mit der Personenfreizü-
gigkeit dringend notwendig.  
 
Heute, zwanzig Jahre nach der Einführung der flankierenden Massnahmen, steht der Lohnschutz aber vor gros-
sen Herausforderungen. So haben sich die Reallöhne vor allem in Branchen ohne Gesamtarbeitsverträge mit 
den steigenden Preisen rückläufig entwickelt und prekäre Arbeitsbedingungen, darunter die Temporärarbeit, 
haben massiv zugenommen. Zudem haben ausländische Betriebe und inländische Arbeitgebende in nicht weni-
gen Branchen Mittel und Wege gefunden, die von den tripartiten Kommissionen nur zögerlich eingesetzten In-
strumente des Lohnschutzes in Branchen ohne Gesamtarbeitsverträge teilweise zu umgehen.  
 
Die Europäische Union fordert von der Schweiz zudem eine direkte Schwächung des Lohnschutzes, indem sie 
sie unter anderem zu einer Verkürzung der Voranmeldefrist, einer faktischen Aufhebung der Kautionsregelung 
und zu einer Anwendung ausländischer Spesenregelungen drängen will. Zudem stellt sie mit dem Abkommen, 
welches derzeit in Verhandlung ist, auch die Dienstleistungssperre in Frage, welche gegen Entsendebetriebe, 
die Schweizer Löhne massiv unterbieten, verhängt werden kann. Der Verlust dieser wichtigen Instrumente des 
Lohnschutzes darf von den Gewerkschaften und Berufsverbänden nicht akzeptiert werden. Sie müssen entwe-
der erhalten, oder weitgehend innenpolitisch kompensiert werden. Falls dies nicht der Fall ist, wird 
Travail.Suisse ein Abkommen mit der Europäischen Union ablehnen.  
 
Travail.Suisse fordert:  
 

 Ein Abkommen mit der Europäischen Union darf nicht zu einer Schwächung des Lohnschutzes führen. Aus-
senpolitische Zugeständnisse erfordern innenpolitische Kompensationen. Die Schweiz braucht keinen 
schwächeren, sondern einen stärkeren Lohnschutz.  
 

 Der Bundesrat darf in einem Vertrag mit der Europäischen Union die Anwendung ausländischer Spesenrege-
lungen in der Schweiz nicht akzeptieren. 

 
 Allgemeinverbindliche Gesamtarbeitsverträge bieten den Arbeitnehmenden den besten Schutz gegen Lohn-

druck und Angriffe auf die Arbeitsbedingungen. Gesamtarbeitsverträge sollen deshalb einfacher allgemein-
verbindlich erklärt werden können.  

 
 Die flankierenden Massnahmen sollen erneuert und verstärkt werden. Zum Schutz der orts-, berufs- und 

branchenüblichen Löhne müssen dafür in Branchen ohne Gesamtarbeitsverträge unter anderem die  
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Kontrollen beschleunigt und intensiviert werden. Zudem sollen bei Missbräuchen konsequent Normalar-
beitsverträge erlassen werden müssen.  

 
 Öffentliche Bauaufträge sollen nur an Unternehmen vergeben werden dürfen, welche beweisen können, dass 

sie die Vorgaben aus den Gesamtarbeitsverträgen erfüllen und nur einen geringen Anteil an temporären Ar-
beitnehmenden beschäftigen.  
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